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Problembeschreibung bei Erfassung
Bei der Bearbeitung des CR 10-2016 stellte sich heraus, dass es auf Seiten des Meldewesens Änderungsbedarfe an der Datenübermittlung StA2MB gibt, welche über das Thema Berichtigungen hinausgehen. Auf dem EG 2016-05 wurde beschlossen, einen CR zum Sammeln allgemeiner Änderungsbedarfe zu erstellen.
Auszug aus dem Protokoll des EG 16-05:
[…]
„Da in der regulären Kommunikation StA-MB ebenfalls Änderungswünsche der Meldeseite vorliegen, soll das Thema Berichtigungen StA-MB nicht isoliert vor einer Betrachtung der regulären Mitteilungen betrachtet werden.
Die KoSIT wird das Thema StA-MB in den Änderungsbeirat einbringen. Dazu soll auf der November-Sitzung des EG gemeinsam die Änderungsanliegen für den Änderungsbeirat aufbereitet werden.
Der VfSt wird für die November-Sitzung seine Änderungswünsche an die regulären Mitteilungen StA-MB der KoSIT mitteilen. 
Die KoSIT wird die Änderungswünsche an den regulären Mitteilungen StA-MB aus Meldewesensicht für die oben genannte Aufbereitung zusammentragen.“
[…]
Lösungsvorschlag bei Erfassung

Bearbeitungsschritte
Bearbeitet durch: KoSIT/LABO Berlin	2016-09-29
Eine erste Meldung liegt vor: Das LABO Berlin meldet, dass:
[…]“der Verlag für Standesamtswesen hat mit der aktuellen Software-Version AutiSta seine bisherige Übermittlungs-Praxis bei Geburten geändert und damit haben Meldebehörden ein Problem:
Es wird nunmehr standardmäßig zur Geburt eines Kindes immer eine XPersonenstands-Nachricht 031010 an die MB der Mutter und an die MB des Vaters gesendet.
Es ist auch notwendig, die Mitteilung der Geburt separat  an die MB des Vater zu senden, wenn es sich um abweichende Zuständigkeitsbereiche der Meldebehörden handelt. 
Aus unserer Sicht ist es allerdings mindestens störend zwei separate Mitteilungen zu senden, wenn es sich um dieselbe (verarbeitende) MB handelt, die für beide Elternteile zuständig ist. 
[…] 
Bearbeitet durch: KoSIT	2016-09-30
Bei der Bearbeitung des CR 03-2016 (XInneres V5) ist folgender Aspekt aufgefallen:
1. StA2MB.Nachweisdaten/wirksamkeitsdatum (z.B: Bei der Mitteilung einer Namensänderung  an die Meldebehörden): Was ist zu tun, wenn ein unvollständig bekanntes Ereignisdatum (teilbekanntestDatum) übermittelt werden muss?
Bearbeitet durch: KoSIT/FB, HW, OV	2016-09-30
1. Vorabtelefonate mit Frauke Dalichau und Gabi Wenzlick-Stiebler um Problemfelder in Vorfeld der Anfrage zu identifizieren und das Anschreiben mit den Hinweisen anzureichern
2. Anschreiben an die Praktiker des Meldewesens (Hersteller und MB-Vertreter)
a. Es soll in Erfahrung gebracht werden, wo es in der DÜ StA2MB Probleme gibt. Motivation: Änderungserfordernisse wurde vom Verlag angedeutet und sollen in 2017 bearbeitet werden, in diesem Zuge sollen weitere Probleme erarbeitet werden.
b. Auflisten der bekannten Probleme, fragen, ob diese geteilt werden, fragen nach weiteren Problemen.
Bearbeitet durch: KoSIT/HW	2016-11-02
Den „Praktikern des Meldewesens“ wurde eine Sammlung von Problemfeldern in der Datenübermittlung zwischen Standesämtern und Meldebehörden zur Abstimmung im Umlauf vorgelegt. Details sind der Anlage 1 zum CR zu entnehmen, Thementitel sind: 
· Identifikationsdaten
· Separate Mitteilungen
· Angaben zum Sorgerecht
· Dt. Staatsangehörigkeit des Vater
Bearbeitet durch: Gerhard Bangert / KoSIT (HW)	2016-11-09
Die Regelungen in Nr. 68.1.1 PStG-VwV betreffen sowohl die Themen „Separate Mitteilungen“ als auch „Angaben zum Sorgerecht“. Nr. 68.1.1 PStG-VwV regelt welche Meldebehörden in Abhängigkeit zu den Sorgerechtsverhältnissen zu adressieren sind. 
Es sollte darauf hingewirkt werden, dass die Vorgaben aus XPersonenstand und PStG-VwV zueinander passen. 
Es ist zu prüfen, ob es rechtlich zulässig ist, Angaben zum „Sorgerecht“ zu übermitteln. Laut § 17 Abs. 4 BMG wird den Meldebehörden nur die Beurkundung sowie die Änderung des Personenstandes einer Person übermittelt. 
Bearbeitet durch: VfSt (Herr Horn)	2016-11-11
Zulieferung der Fragen des Verlags für Standesamtswesen zur Datenübermittlung zwischen Standesämtern und Meldebehörden. Details siehe Anlage 2
Bearbeitet durch: KoSIT/HW	2016-11-14
Das Dokument zur Sammlung von Problemfeldern in der Datenübermittlung zwischen Standesämtern und Meldebehörden wurde im Rahmen der Umlaufabstimmung fortgeschrieben (Anlage 3 zum CR). Insbesondere wird von Seiten der Meldebehörden angeregt, die Übermittlung von Angaben zum Sorgerecht auch für die Nachricht 031011 vorzusehen. 
Die Bewertungen zu den einzelnen Themen sind in folgender Tabelle zusammengefasst: 
	
	Hamburg
	Berlin
	adkomm
	Frankfurt
	KRZN
	DZBW

	Identifikationsdaten
	
	
	
	
	
	

	Problem besteht
	nein
	ja
	ja
	ja
	nein
	ja

	Nutzen für MB
	kein
	hoch
	hoch
	mittel
	kein
	hoch

	Dringlichkeit
	---
	hoch
	hoch
	mittel
	---
	hoch

	Separate Mitteilungen
	
	
	
	
	
	

	Problem besteht
	ja
	ja
	ja
	ja
	ja
	ja

	Nutzen für MB
	hoch
	hoch
	hoch
	hoch
	mittel
	hoch

	Dringlichkeit
	hoch
	hoch
	hoch
	hoch
	niedrig
	hoch

	Angaben zum Sorgerecht
	
	
	
	
	
	

	Problem besteht
	ja
	ja
	ja
	ja
	ja
	ja

	Nutzen für MB
	mittel
	hoch
	hoch
	hoch
	hoch
	hoch

	Dringlichkeit
	mittel
	hoch
	hoch
	hoch
	mittel
	hoch

	Dt. Staatsangeh. Vater
	
	
	
	
	
	

	Problem besteht
	ja
	ja
	ja
	ja
	ja
	ja

	Nutzen für MB
	mittel
	hoch
	hoch
	hoch
	hoch
	hoch

	Dringlichkeit
	mittel
	hoch
	hoch
	hoch
	mittel
	hoch



Es wurden folgende weitere Probleme 
1. Bei Namensänderungen wäre es wichtig immer die Vorher/nachher Angaben mitgeteilt zu bekommen. Leider sind in vielen Fällen nur die Nachher-Informationen vorhanden. Meines Wissens liegt das daran, dass in der Erfassungsdatei (Autista) diese Felder nicht obligatorisch sind. Ein Vorher-Nachher-Bild ist jedoch auch gerade bei Namensübermittlungen für die MBHen sehr wichtig, um eine eindeutige Änderung vornehmen und das Melderegister richtig führen  zu können.
2. Bei einer Mitteilung über die Annahme als Kind (Adoption) werden keine Hinweisdaten (Aktenzeichen des Familiengerichtes, Datum der Rechtskraft) an die Meldebehörde übermittelt. Da diese Hinweisdaten regelmäßig im Melderegister erfasst werden, führt dies stets zu Rückfragen beim Standesamt. Die Nachrichten 031020 und 031021 sollten um entsprechende Elemente ergänzt werden.
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand	2016-11-16
Auf dem EG wurden die Rückmeldungen des Meldewesens wie folgt diskutiert:

Zur Problematik unzureichend gefüllter Identitätsdaten
Zum optionalen Geburtsdatum:
· Es gibt Fälle, in denen das Geburtsdatum im Standesamt tatsächlich nicht bekannt ist (z. B. Nachbeurkundung, vertrauliche Geburt, Findelkind, Flüchtlinge).
· Die Geburtsdaten der Eltern sind Hinweisdaten im Geburtenregister. Wenn die Daten im Geburtenregister vorhanden sind, werden diese auch automatisch in die Meldung an die Meldebehörden übernommen. Es ist nicht davon auszugehen, dass das Standesamt das Geburtsdatum der Eltern kennt, aber "vergisst", dieses der Meldebehörde mitzuteilen.
Zum optionalen AGS:
· Mit der Version "10.6" des Fachverfahrens (Nov. 16) wurde die Möglichkeit geschaffen, zu Anschriften einen AGS zu speichern.
· Der AGS kann jetzt über die Behördenauskunft recherchiert werden.
· Für eine der kommenden Versionen von Autista ist für das AGS-Feld eine automatische Recherche im Ortsbuch auf Grundlage der bereits erfassten Anschriftsdaten vorgesehen.
· In der Praxis erscheint es nicht ohne Risiko, den AGS in der Nachricht mandatorisch zu machen: Es besteht die Sorge, dass ein mandatorisches AGS-Feld dazu führt, dass Mitteilungen konventionell an die Meldebehörde geschickt werden, wenn der AGS nicht einfach ermittelt werden kann.
· Der Zusammenhang zwischen den AGS, der zur Adressierung der MB verwendet wird (und bereits jetzt ermittelt werden muss), und dem AGS zur Wohnanschrift sollte weiter geklärt werden.
Zur Angabe „Person beim Empfänger gemeldet“:
Dieses Attribut wird aktuell wie folgt rein mechanisch gefüllt: Wenn die Nachricht an die Meldebehörde dieser Person geht, dann true sonst false. Diese Information ist redundant zur Angabe im Element identifikationPerson. Die Information darüber, ob die Person tatsächlich im Melderegister gemeldet ist, liegt dem Standesamt im Allgemeinen nicht vor.
Beschlüsse:
· Zum optionalen Geburtsdatum: Es sollten keine Änderungen an XPersonenstand vorgenommen werden.
· Zum optionalen AGS: Zunächst sollten keine Änderungen an XPersonenstand erfolgen. Weitere Klärung der Frage des Zusammenhangs der AGS der adressierten Meldebehörden (Melderegister?) und denen der Wohnanschriften.
· Zur Angabe „Person beim Empfänger gemeldet“: Angabe ist in der jetzigen Umsetzung im Fachverfahren redundant und irreführend. Die Zuständigkeit der Meldebehörde sollte sich aus dem AGS ergeben. Das Attribut sollte aus der Spezifikation entfernt werden.
Zur Problematik getrennter Nachrichten an die gleiche Meldebehörde
Dies wurde im aktuellen Release des Fachverfahrens bereits behoben. Es werden keine getrennten Nachrichten mehr an die gleiche Meldebehörde geschickt.

Zur Thematik Übermittlung von Angaben zum Sorgerecht des Vaters
Es ist bereits geplant, diese Angaben für Mutter und Vater im Fachverfahren zu erheben. Die Spezifikation soll entsprechend erweitert werden.
Hinsichtlich der Rechtsgrundlage wird auf § 62 Abs. 4 PStV verwiesen.
Zur Thematik Übermittlung von Angaben zur deutschen Staatsangehörigkeit des Vaters
Das EG erreicht keinen Konsens in dieser Frage:
Die Standesamtsvertreter befürworten mehrheitlich die Mitteilung, da hier einfach Bürokratie abgebaut werden kann und diese Angabe ohnehin bereits an die Statistik übermittelt wird.
BMI und VfSt stehen der Mitteilung sehr kritisch gegenüber, da dies nicht Aufgabe des Standesamts sei und die Angaben ausdrücklich nicht im Register gespeichert werden.
Das Thema wird an den Änderungsbeirat verwiesen.
Zum Problem fehlender Vorher/Nachher-Daten bei Namensänderungen
Das EG geht davon aus, dass dieses Problem durch die Umsetzung des CR 104/2016 behoben wird.
Zum Thema umgedrehtes Aktenzeichen
Frau Barghi unterstützt das Anliegen des VfSt: Sie erhält Rückfragen von den Meldebehörde, warum die Eintragsnummer verkehrt herum übermittelt wird.
Zum Thema redundante Modellierung in den Nachrichten an die MB
Der VfSt merkt in seiner Problemsammlung an verschiedenen Stellen an, dass die Modellierung redundant ist. Dies ist u. a. der Verwendung generischer Basisdatentypen für die Nachrichten geschuldet.
Da die Nachrichten bereits produktiv sind, soll ohne Not keine Änderung vorgenommen werden. Der Aspekt soll aber für zukünftige Anpassungen an den Nachrichten vorgemerkt werden.
Bearbeitet durch: Frau Stracke (HSH)	2016-12-01
Frau Stracke bestätigt auf Nachfrage der KoSIT die These des Expertengremiums, dass das von HSH gemeldete Problem bei Namensänderung durch die Arbeiten im Rahmen von CR 104/2016 behoben ist. 
Bearbeitet durch: KoSIT (HW)	2016-12-07
Aus den Inhalten des vorliegenden CRs wurden die folgenden besser handhabbaren CRs erstellt: 
1. 119/2016: Identifikationsdaten zwischen StA und MB
2. 120/2016: Sorgerecht des Vaters
3. 121/2016: Deutsche Staatsangehörigkeit des Vaters
4. 122/2016: Aktenzeichen für die Registeridentifikation
5. 127/2016: Berichtigungen  
Offen ist noch die Rückfrage, was es mit den Hinweisdaten (Aktenzeichen des Familiengerichtes, Datum der Rechtskraft) im Fall von Adoptionen auf sich hat (vgl. Ziffer 2 unterhalb der Tabelle in der Bearbeitung vom 2016-11-14). 
Nach Klärung dieses Aspektes und der ggfs. erforderlichen Aufnahme eines entsprechenden CRs kann der hier vorliegende CR gelöscht werden. 
Bearbeitet durch: FFM (Dalichau) / KoSIT (OV)	2016-12-16
Auf Nachfrage bei der MB FFM bezüglich der Erfassung von Hinweisdaten bei Adoptionen gibt die MB FFM folgendes zur Kenntnis:
[…]
„Auch unser Programm fragt im Vorgang „Adoption“ diese Daten ab. Wir haben bereits gefordert, dass diese Felder entfallen sollen. Die Befüllung ist allerdings optional, daher stellt es für uns kein Problem dar, einfach keine Eintragungen vorzunehmen.

Zu deinen Fragen:

Werden die Daten nur erfasst, oder auch gespeichert? 
- Ob die Daten gespeichert werden, wenn man sie eintragen würde, kann ich dir nicht sagen. Im Meldewesen wird bei der Adoption ein neuer Datensatz angelegt, der alte Datensatz enthält einen Hinweis auf den neuen Datensatz. Im alten Datensatz ist die Adoption somit erkennbar, im neuen Datensatz nicht. Es wäre daher absurd die Daten in den neuen Datensatz zu speichern, man würde diesen sonst als adoptiertes Kind ein Leben lang kennzeichnen. Genau so soll es laut VWV zum BMG nicht sein.

Auf welcher gesetzlichen Grundlage werden die Daten erfasst?
- Es gibt hierfür keine gesetzliche Grundlage (es sei denn es gibt Bestimmungen in einzelnen Bundesländern dazu, die ich nicht kenne???). Es gibt auch keine DSMeld-Felder zu diesen Daten. Eine Speicherung halte ich daher für unzulässig.

Wozu braucht die Meldebehörde die Hinweisdaten?
Wir brauchen die Daten nicht. Auch laut Rücksprache mit unseren Adoptionsexperten ergab sich bisher kein Fall, bei dem diese Daten gefehlt hätten. Sollte im Ausnahmefall im Nachgang eine Rücksprache notwendig sein, haben wir die Registernummer zum Geburtseintrag und können darüber mit dem Standesamt kommunizieren. Aus dem Aktenzeichen vom Familiengericht oder dem Datum ergibt sich keine weitere Information für uns. Unklarheiten klären wir mit dem Standesamt.“

Die gleichen Fragen wurden auch nochmals an das KRZN gesendet. Solange die Rückmeldung noch aussteht, sollte der CR noch nicht verworfen werden.

Bearbeitet durch: KoSIT (OV)	2016-12-19

Telefonat mit Herrn Diebels. Laut seiner Aussage sind die Felder Hinweise zur Adoption (Behörde) und Hinweise zur Adoption (Aktenzeichen) -anders als in Hessen- in MeSo mandatorisch. Daher müssten die Meldebehörden in NRW bei jeder Adoption im Standesamt anrufen und die Hinweisdaten erfragen, da diese nicht in der XPersonenstand Nachricht übermittelt werden können. Es ginge generell nur um die Speicherung der rechtlichen Grundlage der Adoption beim alten Datensatz der betroffenen Person im Melderegister. 
Der DSMeld aber sieht eine Speicherung der o.g. Daten aber nicht vor. 
Eine Nachfrage bei Herrn Reich (HSH – Verfahrenshersteller MeSo) ergab, dass dieses Feld vermutlich falsch befüllt wird. Herr Reich ist der Meinung, dass in den beiden o.g. Feldern nicht etwa die Hinweisdaten des Gerichtes anzugeben sind, sondern der Registereintrag bei dem Standesamt, welches die Nachricht übermittelt hat. Dieser ist immer im Nachrichtenkopf vorhanden.
Herr Reich will dies dem KRZN mitteilen, sodass dort die Felder korrekt gefüllt werden (können).
Ferner will Herr Reich dafür sorgen, dass die Befüllung der Felder im Meldeverfahren MeSo optional wird. 
· Es ist also kein Anpassungsbedarf an XPS vorhanden. Der CR kann daher verworfen werden.
Bearbeitet durch: KRZN (Diebels)	2016-12-20
Erneutes Telefonat mit dem KRZN:
Herr Diebels teilt mit, dass er nach weiterer Befassung keinen Bedarf für einen CR sieht. Zwar ist es so, dass die VwV des Landes NRW explizit vorsieht, dass das Aktenzeichen des Verwaltungsgerichtes der Vormundschaft als Hinweis beim alten Datensatz gespeichert wird, er ist sich allerdings nicht ganz sicher, ob die VwV – welche dadurch im Widerspruch zum DSMeld und auch dem BMG steht -  noch anzuwenden ist. Er hält es für möglich, dass ein Nachziehen der VwV zum Inkrafttreten des BMG vergessen wurde.
Dies wolle er prüfen. Herr Diebels geht zurzeit davon aus, dass eine Speicherung der Hinweisdaten bei Adoptionen nicht erforderlich ist. 
Auch die Aussage, dass der Hersteller die betroffenen Felder im Verfahren optional machen will bestärkt Herrn Diebels in der Meinung, dass kein CR für XPersonenstand erforderlich ist.

[bookmark: _GoBack]Der CR wird daher verworfen.
Geplante weitere Bearbeitung
1. Mitteilung der Änderungsbedarfe seitens des Verlages an die KoSIT zur Novembersitzung.
2. Zusammentragen der Änderungsbedarfe seitens des Meldewesens zur Novembersitzung durch die KoSIT.
3. Erörterung der Änderungsbedarfe an der DÜ StA2MB auf dem November EG.
4. KoSIT bringt das Thema StA2MB in den Änderungsbeirat ein.
5. Aufnehmen des CR in die Arbeitsplanung 2017
6. Herr Horn wird die AGS-Thematik Meldebehörden / Wohnanschriften klären
7. Rückfrage durch die KoSIT beim Antragsteller für genauere Details der Anmerkungen zur Namensänderung und Hinweisdaten 
a. HSH wg. Namensänderungen
b. KRZN wg. Nachweisdaten zur Adoptionen (Antwort abwarten)
8. Vorliegenden CR löschen
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